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Aiwanger kämpft gegen AfD-Verbot:
Migration als Schlüsselthema zur Wahl!
Bayerns Wirtschaftsminister Aiwanger lehnt AfD-Verbot ab

und fordert politische Lösungen für Migration. Was
bedeutet das für die AfD?

Köln-Chorweiler, Deutschland - Bayerns Wirtschaftsminister
und stellvertretender Ministerpräsident Hubert Aiwanger hat
sich klar gegen ein Verbot der Alternative für Deutschland (AfD)
ausgesprochen. In einem Gespräch im Format “Politikergrillen”
auf Welt TV argumentierte Aiwanger, dass die politischen
Probleme, die viele Wähler zur AfD treiben, durch sinnvolle
politische Lösungen angegangen werden müssten. Er betonte,
dass die AfD Themen anspreche, die etwa 22 bis 25 Prozent der
Wähler betreffen. Besonders das Thema Migration, welches von
anderen Parteien oftmals vernachlässigt werde, sei
entscheidend und müsse von der neuen Bundesregierung aktiv
behandelt werden, um der AfD den Wind aus den Segeln zu
nehmen.

Die Landtags-Grünen in Bayern fordern hingegen eine
Überprüfung eines möglichen AfD-Verbotsverfahrens. Grüne
Politiker haben den Innenminister aufgefordert, sich auf der
Frühjahrskonferenz in Bremerhaven mit der Thematik
auseinanderzusetzen. An dieser Stelle ist auch der
Bundesverfassungsschutz bemerkenswert: Dieser hat die AfD
Anfang Mai formal als gesichert rechtsextremistische
Bestrebung eingestuft, wenngleich eine Klage der Partei die
Benennung und Beobachtung vorerst ausgesetzt hat. Dies gilt
speziell für die Landesverbände in Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Thüringen und Brandenburg, deren Beobachtung ebenfalls



strittig ist. Diese Informationen bezieht sich auf faz.net.

Die Rolle der „Jungen Alternative“

Zusätzlich zur AfD unterliegt auch die „Junge Alternative“, die
Jugendorganisation der Partei, einer strengen Beobachtung
durch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV). Seit 2019
wird die Organisation analysiert, und es wurde festgestellt, dass
sich Hinweise auf Bestrebungen gegen die freiheitlich-
demokratische Grundordnung verdichtet haben. Diese Daten
wurden in einem Bericht veröffentlicht, der die Organisationen
der Neuen Rechten wie das „Institut für Staatspolitik“ und den
Verein „Ein Prozent“ umfasst, die ebenfalls als gesichert
rechtsextremistisch eingestuft werden. Verfassungsschutz-
Präsident Haldenwang äußerte, dass die Positionen dieser
Gruppen nicht mit dem Grundgesetz vereinbar seien. Laut 
deutschlandfunk.de könnte diese neue Einstufung Folgen für
die berufliche Zukunft von Mitgliedern im öffentlichen Dienst
und deren Waffenscheine haben.

Insgesamt ist das rechtsextremistische Personenpotenzial in
Deutschland angestiegen. Ende 2024 zählte man 50.250
Personen, darunter 15.300 gewaltorientierte Rechtsextremisten.
Ein Bericht des Verfassungsschutzes dokumentiert auch einen
beunruhigenden Anstieg rechtsextremistischer Straftaten — im
Jahr 2024 kam es zu 37.835 rechtsextremistisch motivierten
Delikten, was einem Anstieg von 47,4 % im Vergleich zum
Vorjahr entspricht. Dies bezieht sich auf die wachsende
gesellschaftliche Problematik zum Thema Rechtsextremismus,
insbesondere in Bezug auf migrationsfeindliche und
antisemitische Agitation im Rahmen des Nahostkonflikts sowie
Übergriffe gegen Asylunterkünfte. Diese Entwicklung ist
tiefgehend und beeinflusst den politischen Diskurs in
Deutschland erheblich, wie verfassungsschutz.de
dokumentiert.

Zusammenfassung der aktuellen Lage

https://www.faz.net/agenturmeldungen/dpa/aiwanger-gegen-afd-verbot-110533766.html
https://www.deutschlandfunk.de/verfassungsschutz-haelt-afd-jugendorganisation-fuer-gesichert-rechtsextremistische-bestrebung-106.html
https://www.verfassungsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vsb-rechtsextremismus/2024-vsb-rechtsextremismus_artikel.html


Die AfD gilt weiterhin als rechtsextremistischer Verdachtsfall.
Sie hat mittlerweile eine Mitgliederzahl von über 50.000 erreicht.
Zudem ist die „Junge Alternative“ mit rund 4.300 Mitgliedern
erneut im Fokus des Verfassungsschutzes. Während Aiwanger
eine kritische Auseinandersetzung mit den Inhalten der AfD
anregt, zeigen Berichte über deren Aktivitäten und die der
Neuen Rechten, dass der Rechtsextremismus in Deutschland ein
bedeutendes und wachsendes Problem darstellt. Die Debatte
um ein Verbot der Partei bleibt somit sowohl aktuell als auch
kontrovers, mit weitreichenden Implikationen für die
gesellschaftliche und politische Landschaft in Deutschland.
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